
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berlin, 16. Juni 2020 - Das Bundesverfassungsgericht ist angerufen, die selbstbestimmte 

Geschlechtsidentität zu schützen: Am gestrigen Abend reichten die Professorin Dr. Anna Katharina 

Mangold und die Rechtsanwältinnen Friederike Boll und Katrin Niedenthal mit Unterstützung der 

Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V. Verfassungsbeschwerde gegen den Beschluss des 

Bundesgerichtshofs vom 22. April 2020 (Az. XII ZB 383/19)1 ein. Mit diesem Beschluss versagt der 

Bundesgerichtshof einer Person, ihren Geschlechtseintrag nach dem Personenstandsgesetz zu 

streichen (§§ 22 Abs. 3, 45b PStG). Der Bundesgerichtshof geht in seiner Entscheidung ausdrücklich 

davon aus, dass der Geschlechtsbegriff im Personenstandsgesetz an das biologische Geschlecht einer 

Person gekoppelt sei und schränkt deshalb den Anwendungsbereich für Änderungen des 

Geschlechtseintrages auf bestimmte intergeschlechtliche Personen ein. Der Beschluss widerspricht 

damit der langjährigen gefestigten Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, welches 

wiederholt das subjektive Selbstverständnis von Geschlecht geschützt hat. Der Bundesgerichtshofs-

Beschluss verstößt gegen Grund- und Menschenrechte und darf keinen Bestand haben. 

Wir stellen fest: 

• Alle Personen haben aufgrund ihres allgemeinen Persönlichkeitsrechts einen Anspruch auf 

einen selbstbestimmten Geschlechtseintrag. 

• Entscheidend für das Geschlecht einer Person und damit auch für den Eintrag im 

Personenstandsregister ist allein die Geschlechtsidentität, also das Wissen um das eigene 

Verständnis von Geschlecht und wie die Person sich selbst begreift. Nicht entscheidend ist 

die biologische Beschaffenheit des Körpers. 

• Das allgemeine Persönlichkeitsrecht und das Diskriminierungsverbot verbürgen barriere- und 

diskriminierungsfreien Zugang zu einem selbstbestimmten Geschlechtseintrag. Es dürfen 

keine unzumutbaren und unverhältnismäßigen Hürden errichtet werden. Eine 

Fremdbegutachtung der Geschlechtsidentität ist damit unvereinbar. 

• Der Versuch des Bundesgerichtshofes, den Zugang zu einem selbstbestimmten 

Geschlechtseintrag für Menschen zu erschweren und körperliche Merkmale für 

ausschlaggebend zu erklären, verletzt Grundrechte und widerspricht der ständigen 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. Der Beschluss darf deshalb keinen Bestand 

haben. 

 

1	http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-

bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&az=XII%20ZB%20383/19&nr=106062		

Gemeinsame Presse-Erklärung von Deutsche Gesellschaft für Transidentität 

und Intersexualität (dgti), Bundesverband Trans* (BVT*), Lesben- und 

Schwulenverband in Deutschland (LSVD), Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF): 

„Dritte Option“ erneut vor dem Bundesverfassungsgericht 


